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Kern und Hoher: Mehr Verbindlichkeit hätte nicht geschadet

Bekenntnis der Kultusministerin zum Sport erfreulich – Grün-Schwarz kann sich aber nicht zur
Zustimmung zu einem Antrag der Opposition durchringen.

Anlässlich einer von den Fraktionen SPD und FDP/DVP beantragten öffentlichen Beratung eines FDP-
Antrags zu den Hilfen für Sportvereine im Bildungsausschuss des Landtags äußerten sich der
bildungspolitische Sprecher der FDP/DVP-Landtagsfraktion, Dr. Timm Kern, und der sportpolitische
Sprecher, Klaus Hoher:

 Kern: „Die FDP/DVP Fraktion begrüßt das in der heutigen Debatte abgegebenen Bekenntnis der
Kultusministerin zu den Hilfen für Sportvereine, die aufgrund der Corona-Pandemie in Not geraten sind.
Dass für diesen Zweck zunächst 10 Millionen Euro zur Verfügung gestellt werden und bei Mehrbedarf
nachgesteuert werden soll, unterstützen wir ausdrücklich. Bedauerlich ist jedoch, dass sich die grün-
schwarze Regierungsmehrheit nicht zu einem Beschlussantrag von SPD und FDP/DVP durchringen
konnte. Das wäre ein starkes Signal gewesen, dass der Landtag geschlossen dem organisierten Sport in
unserem Land den Rücken stärkt.“

Hoher: „Der Beschlussantrag sah insbesondere vor, mit dem organisierten Sport einen ‚Solidarpakt plus‘
zu vereinbaren. Durch eine solche Vereinbarung zwischen Landesregierung und organisiertem Sport
hätte die Unterstützung der Sportvereine mehr Verbindlichkeit erhalten als durch eine einseitige
Erklärung der Kultusministerin. Und es wäre noch einmal ausdrücklich festgehalten worden, dass die
Unterstützungsleistungen zum Solidarpakt hinzukommen. Außerdem hatten wir beantragt, die
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass Sportvereine auch in diesen Sommerferien Angebote für Kinder
und Jugendliche machen können und hierfür unbürokratisch finanzielle Mittel beantragen können. Auch
dies hat die Kultusministerin zwar zugesagt, aber ein verbindlicher Beschluss hätte nicht geschadet.“


